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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit 
(21. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung zur Kenntnisnahme vor- 
gelegten Entwurf 

1. einer Verordnung über die ersten Maßnahmen zur Her- 
stellung der Freizügigkeit der Grenzarbeitnehmer innerhalb 
der Gemeinschaft nebst Anhang und einer Richtlinie, betr. 
die Verwaltungsfragen und -praktiken hinsichtlich der 
Grenzarbeitnehmer, 

2. einer Verordnung über die ersten Maßnahmen zur Herstel- 
lung der Freizügigkeit der Saisonarbeitnehmer innerhalb 
der Gemeinschaft nebst einer Anlage und einer Richtlinie, 
betr. die Saisonarbeitnehmer 

— Drucksache IV/511 — 


A. Bericht des Abgeordneten Haase (Kellinghusen) 


Die Bundesregierung hat dem Bundestag die ge- 
nannten Entwürfe mit Datum vom 20. Juni 1962 zu- 
geleitet. Der Herr Präsident des Bundestages hat 
auf Grund eines Beschlusses des Bundestages vom 
25. Juni 1959 — Drucksache 1187 der 3. Wahl- 
periode — im Benehmen mit dem Ältestenrat mit 
Schreiben vom 26. Juni 1962 diese Vorlage dem 
Ausschuß für Arbeit (federführend) und dem Aus- 
sciiuß für Inneres (mitberatend) überwiesen. 

Der Ausschuß für Inneres hat über die Entwürfe 
am 27. Juni und der Ausschuß für Arbeit am 
27. Juni und 9. Oktober 1962 beraten. 

Die Freizügigkeit der Arbeitskräfte umfaßt nach 
Artikel 48 des EWG-Vertrages die Abschaffung je- 
der auf der Staatsangehörigkeit beruhenden unter- 
schiedlichen Behandlung der Arbeitnehmer, die 
Staatsangehörige der Mitgliedstaaten sind, in bezug 
auf die Beschäftigung, Entlohnung und sonstige Ar- 
beitsbedingungen. 


Bereits am 8. Februar 1961 hat dem Bundestag der 
Entwurf einer Verordnung und einer Richtlinie Vor- 
gelegen, die diesem Ziel diente und eine erste Stufe 
in der Angleichung darstellte (vgl. Bundesgesetzbl. 
1961 II S. 1610). Nach Artikel 46 dieser Verordnung 
Nr. 15 sollten entsprechende Bestimmungen für die 
Grenz- und Saisonarbeitnehmer später erlassen wer- 
den. Die nunmehr vorliegenden Verordnungsent- 
würfe sind in ihren Vorschlägen in gleicher Weise 
aufgebaut wie die Verordnung Nr. 15 und die Richt- 
linien zu ihrer Durchführung. 

Bei den Beratungen im Ausschuß für Arbeit wur- 
den arbeitsrechtliche Bedenken nicht erhoben. Le- 
diglich zu den Richtlinien, in denen bestimmt wird, 
welche Verfahrens- und Verwaltungspraktiken für 
die Einreise, die Beschäftigung und für den Aufent- 
halt der Arbeitnehmer eines Mitgliedstaates und 
deren Familienangehörigen in der Gemeinschaft gel- 
ten sollen, wurden Bedenken erhoben. 
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Bei den Richtlinien hinsichtlich der Grenzarbeit- 
nehmer wurde das in Artikel 2 des Entwurfs fest- 
gelegte Verfahren über die Behandlung der Aus- 
länder durch die Ausländerbehörde beanstandet. 
Die Tatsache, daß die Richtlinie es den Grenzarbeit- 
nehmern erlaubt, lediglich mit einem Paß oder Per- 
sonalausweis in das Grenzgebiet einzureisen, sich 
dort aufzuhalten und Arbeit aufzunehmen, wurde 
als nicht vertretbar angesehen. Wenn eine Melde- 
pflicht nicht bestände, würde es den Ausländerbe- 
hörden unmöglich gemacht, eine Kontrolle über die 
Grenzarbeitnehmer zu bekommen. 

Der Ausschuß war daher in seiner Mehrheit der 
Auffassung, daß auf eine Pflicht zur Anmeldung bei 
der Ausländerbehörde mit einer entsprechenden Be- 
stätigung im Hinblick auf eine ordnungsmäßige Ver- 
waltungsführung nicht verzichtet werden könne. Es 
wurde die Ansicht vertreten, daß die gesamte Ver- 
waltungsführung von der Kenntnis der Anwesen- 
heit der ausländischen Grenzarbeitnehmer abhänge. 
Diese Kenntnis sei erforderlich, um die Vorbehalte 


des EWG-Vertrages — nämlich die Kontrolle der 
öffentlichen Sicherheits-, Ordnungs- und Gesund- 
heitsvorschriften und auch Maßnahmen der Für- 
sorge und Betreuung der Grenzarbeitnehmer — 
zweckmäßig durchzuführen. 

Eine Minderheit des Ausschusses hielt dieses Er- 
fordernis im Hinblick auf die Regelung, die für Pen- 
delarbeitnehmer getroffen ist, nicht für notwendig. 
Sie hat sich jedoch letztlich der Auffassung der 
Mehrheit angeschlossen, wenn darauf hingewirkt 
wird, daß die Meldepflicht für die Grenzarbeitneh- 
mer in verwaltungsmäßiger Hinsicht so unkompli- 
ziert wie möglich gehandhabt wird. 

Zum Entwurf einer Richtlinie betreffend die Ver- 
waltungsfragen und -Praktiken hinsichtlich der Sai- 
sonarbeitnehmer faßt der Ausschuß den unter Num- 
mer 2 des Ausschußantrags niedergelegten Beschluß. 

Der Ausschuß für Inneres hat sich am 27. Juni 
1962 dieser Auffassung angeschlossen und der Bun- 
desrat in seiner 248. Sitzung am 12. /13. Juli 1962. 


Bonn, den 12. Oktober 1962 


Haase (Kellinghusen) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. die Verordnungsentwürfe und Richtlinien — 
Drucksache IV/511 — zur Kenntnis zu nehmen; 

2. die Bundesregierung zu bitten, ihren Vertretern 
im Rat folgendes zur Kenntnis zu geben: 

a) Der Bundestag hält die Regelung in Artikel 2 
des Entwurfs einer Richtlinie betr. die Ver- 
waltungsfragen und -Praktiken hinsichtlich 
der Grenzarbeitnehmer, nach der sich Grenz- 
arbeitnehmer ohne Aufenthaltserlaubnis und 
ohne Anmeldung in der Grenzzone aufhal- 
ten dürfen, nicht für vertretbar. Eine ord- 
nungsmäßige Verwaltungsführung erfordert, 
daß die zuständigen Behörden von dem Auf- 
enthalt der Grenzarbeitnehmer wenigstens 
Kenntnis erhalten. Diese Kenntnis ist nicht 
nur erforderlich, um die Vorbehalte desiEWG- 
Vertrages — nämlich die Kontrolle der 
öffentlichen Sicherheits-, Ordnungs- und Ge- 
sundheitsvorschriften — ausüben zu können, 
sondern auch um die Maßnahmen der Für- 
sorge und Betreuung der Grenzarbeitnehmer 
zweckmäßig durchzuführen. Es ist daher bei 
einem Verzicht auf die Aufenthaltserlaubnis- 
pflicht erforderlich, daß die Grenzarbeitneh- 
mer ihren Aufenthalt bei der Ausländerbe- 
hörde in der Grenzzone anmelden. Es ist 
jedoch darauf hinzuwirken, daß die Melde- 


pflicht für die Grenzarbeitnehmer in verwal- 
tungsmäßiger Hinsicht so unkompliziert wie 
möglich gehandhabt wird. 

b) Unter Hinweis auf die Vorbehalte des Arti- 
kels 48 Abs. 3 des Römischen Vertrages hält 
der Bundestag den Artikel 4 des Entwurfs 
einer Richtlinie betreffend die Verwaltungs- 
fragen und -Praktiken hinsichtlich der Sai- 
sonarbeitnehmer nicht für vertretbar. Auf 
eine Aufenthaltserlaubnis für Saisonarbeit- 
nehmer kann nicht verzichtet werden. Ein 
Verzicht auf diese Aufenthaltserlaubnis 
würde die Anwendung der Vorschriften zur 
Sicherung der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung außerordentlich erschweren. Es ge- 
nügt nicht, daß an die Stelle der Aufent- 
haltserlaubnis ein Zustimmungsvermerk zum 
Arbeitsvertrag tritt. Ein derartiger Zustim- 
mungsvermerk, der dem deutschen Recht 
fremd ist, würde von einer mit den Aufga- 
ben der inneren Verwaltung nicht vertrau- 
ten Stelle erteilt werden müssen. Er kann 
deshalb die Aufgabe der Aufenthaltserlaub- 
nis nicht erfüllen und würde im übrigen 
keine wesentliche Erleichterung für den aus- 
ländischen Saisonarbeitnehmer bedeuten. Die 
Regelung für den Aufenthalt der Saisonar- 
beitnehmer sollte daher der EWG-Verord- 
nung Nr. 15 und den dazu erlassenen Richt- 
linien angepaßt werden. 


Bonn, den 12. Oktober 1962 


Der Ausschuß für Arbeit 

Scheppmann Haase (Kellinghusen) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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